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Sachverhalt:
Die am 07.12.2001 durch die Verbandsversammlung beschlossene Satzung über die 
Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Wasserversorgung des 
Wasserzweckverbandes Ostangeln (Beitrags- und Gebührensatzung) ist am 01.01.2002 in 
Kraft getreten. Eine derartige Satzung verliert gemäß § 2 Absatz 1 Satz 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) zwanzig Jahre nach ihrem Inkrafttreten ihre Gültigkeit. 
Dies war für diese Satzung am 01.01.2022.
Um bei den in dieser Satzung geregelten Angelegenheiten auch weiterhin rechtssicher 
verfahren zu können, sollte eine neue Satzung gleichen Inhalts erlassen werden. Diese 
Satzung sollte rückwirkend zum 01.01.2024 in Kraft treten. Eine Satzung kann gemäß § 2 
Absatz 2 KAG rückwirkend in Kraft treten, wenn es dadurch nicht zu einer Schlechterstellung 
des Abgabepflichtigen (hier: Anschlussnehmer) kommt. Eine Schlechterstellung durch das 
rückwirkende Inkrafttreten der Satzung kann ausgeschlossen werden, da die Regelungen der 
bisherigen Satzung unverändert in die neue Satzung übernommen und auch in der 
Übergangszeit (01.01.2022 bis heute) weiterhin angewendet wurden.

Beschlussvorschlag:

Die Verbandsversammlung des Wasserzweckverbandes Ostangeln beschließt die Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Wasserversorgung des 
Wasserzweckverbandes Ostangeln (Beitrags- und Gebührensatzung) in der vorliegenden und 
erläuterten Fassung. Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2024 in Kraft.

Anlagen:

Entwurf der Satzung die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Wasserversorgung 
des Wasserzweckverbandes Ostangeln (Beitrags- und Gebührensatzung
)



Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Wasserversorgung des 

Wasserzweckverbandes Ostangeln 

(Beitrags- und Gebührensatzung) 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28.02.2003 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein 2003 Seite 57) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.07.2023 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein 2023 Seite 308) in Verbindung mit § 5 Abs. 
6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit vom 28.02.2003 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
Schleswig-Holstein 2003 Seite 122), der §§ 1, 2, 6 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Schleswig-Holstein (KAG) vom 10.01.2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein 2005 Seite 
27) in der jeweils gültigen Fassung und des § 26 der Satzung über den Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage des Wasserzweckverbandes Ostangeln wird nach Beschlussfassung durch 
die Verbandsversammlung vom __.__._____ folgende Satzung erlassen: 

 

1. Abschnitt 

 

§ 1  

Allgemeines 
 
1) Der Wasserzweckverband Ostangeln betreibt die Wasserversorgung nach Maßgabe der Satzung über 
den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage als selbständige öffentliche Einrichtung zur 
zentralen Wasserversorgung. 
 
2) Der Wasserzweckverband Ostangeln erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes zur Herstellung der zentralen öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage (Wasserversorgungsbeiträge), 

b) Kostenerstattungen (Aufwendungsersatz), 

c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Wasserversorgungs-
anlage (Wassergebühren) 

 
3) Grundstücksanschluss (Hausanschluss) im Sinne des Absatzes 2 Buchstabe a) und b) ist die 
Anschlussleitung von der Hauptleitung bis einschließlich Wasseruhr gemäß § 13 der Satzung über den 
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Abgabe von Wasser. 
 
4) Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren sind die Benutzungsgebühren nach § 1 Abs. 2 Buchst. c). 
Die grundstücksbezogenen Benutzungsgebühren ruhen gem. § 6 Abs. 7 des Kommunalabgabengesetzes 
als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 
 

2. Abschnitt  

Wasserversorgungsbeitrag 
 

§ 2 

Grundsatz 

 
1) Der Wasserzweckverband Ostangeln erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, 
Wassergebühren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung der zentralen öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen Wasserversorgungsbeiträge zur Abgeltung der durch die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme erwachsenen Vorteile. 
 

§ 3 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 
1) Der Beitragspflicht unterliegen alle Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche 
Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden können und für die  
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden dürfen, 

 



b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung 
Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der verbandsangehörigen Gemeinde 
zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

 
 
2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Wasserversorgungsanlage tatsächlich angeschlossen, 
so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 
 
3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichem Sinne. 
In Ausnahmefällen ist es zulässig, kleine Grundbuchgrundstücke desselben Eigentümers beitragsrechtlich 
zu einer wirtschaftlichen Einheit zusammenzufassen, wenn die Grundstücke nur in Verbindung mit 
anderen Grundstücken desselben Eigentümers bebaut bzw. bebaubar sind. 

 

§ 4 

Beitragsmaßstab 

 
1) Der Wasserversorgungsbeitrag wird als nutzungsbezogener Flächenbeitrag erhoben. 
 
2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden für jedes Vollgeschoss 100 % der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes 
nicht feststellbar, werden bei industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in 
anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grundstücken je angefangene 2,40 m Höhe des 
Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet. 
 
3) Als Grundstücksfläche nach Absatz 2 gilt 
 

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Fläche, wenn für 
das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im 
Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB) die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die 
Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden 
Parallelen; bei Grundstücken, deren Nachbargrundstücke eine geringere Tiefe als 50 m aufweisen, 
gilt als seitliche Begrenzung die Verlängerung der Nachbargrenzen, sofern sich keine über diese 
Grenzen hinausgehende bauliche Nutzung ergibt; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße 
angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden 
sind, die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 
50 m dazu verlaufenden Parallelen; ist das durch einen Weg verbundene Grundstück ein in seiner 
Betriebsfläche liegender landwirtschaftlicher Betrieb so gilt neben der Tiefenbegrenzung eine 
seitliche Begrenzung, die sich aus einer Parallelen zur gegenüberliegenden Seitengrenze in einem 
Bauwich zu den Gebäuden von 3 m ergibt. Beginnt oder endet ein geschlossener Ortsteil mit einem 
in einer größeren Fläche liegenden landwirtschaftlichen Betrieb so gilt als Seitenbegrenzung eine 
Linie, die parallel zu der zur Ortsmitte zeigenden seitlichen Grenze in einem Bauwich zum 
Außenbereich von 3 m verläuft; 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) bis c) ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im 
Falle von Buchstabe c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, 
die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter 
Bebauung festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§34 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden (z.B. Schwimmbäder, Camping- und Festplätze - nicht 
jedoch Sportplätze und Friedhöfe) 75 % der Grundstücksfläche, 

f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festge-
setzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§34 BauGB) tatsächlich 
so genutzt werden, die Grundfläche der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen 
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den 



Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§35 BauGB) die Grundfläche der an die 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

h) bei Grundstücken im Außenbereich (§35 BauGB), für die durch Planfeststellung eine der baulichen 
Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, 
auf die sich die Planfeststellung bezieht. 

i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) auf denen auf Grund einer Genehmigung der 
unteren Landschaftspflegebehörde oder einer sonstigen zuständigen Behörde die Nutzung als 
Campingplatz zulässig ist, 75 % der Grundstücksfläche, auf die sich die Genehmigung bezieht. 

 
4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse nicht festgesetzt, sondern 

nur eine Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, 
wobei Bruchzahlen über 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet werden. Bruchzahlen bis 0,5 finden keine 
Berücksichtigung; 

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 
einem Vollgeschoss; 

d) die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollgeschosse, 
wenn auf Grund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl der Vollgeschosse nach Buch-
stabe a) oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach Buchstabe b) überschritten werden; 

e) soweit kein Bebauungsplan besteht  
aa) bei bebauten Grundstücken und unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der 

zulässigen Geschosse. Bei der Beurteilung der zulässigen Bebauung ist auf die tatsächliche 
Bebauung des Grundstückes und der Grundstücke der näheren Umgebung abzustellen. Wenn 
auf Grund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die hiernach zulässige Zahl der 
Vollgeschosse überschritten wird, die tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

bb) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, die Zahl von einem Vollge-
schoss; 

f) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl bzw. 
die Gebäudehöhe bestimmt sind, der nach der Eigenart des Ortsbildes zulässige Berechnungswert 
nach Buchstabe e) 

g) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die außerhalb 
von Bebauungsgebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Sport-, Fest- und Campingplätze, 
Schwimmbäder, Friedhöfe) wird ein Vollgeschoss angesetzt. 

h) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungsbeschluss eine 
der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, wird bezogen auf die Fläche nach 
Abs. 3 Buchstabe h) ein Vollgeschoss angesetzt. 

 
5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 4 und § 7 
Wohnungsbauerleichterungsgesetz (WoBauErlG) liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die 
Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 
a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß 

getroffen sind, 
b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das 

zulässige Nutzungsmaß enthält; 
 
 

§ 5 

Beitragssatz 
 
Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen Wasserversorgungsanlage  
beträgt 0,75 Euro  
je qm beitragspflichtige Fläche. 

 

 



§ 6 

Beitragspflichtiger 
 
1) Beitragspflichtig ist derjenige, der zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte 
anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
 
2) Der Beitragspflichtige hat alle für die Errechnung der Beiträge erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
zu dulden, dass Beauftragte des Wasserzweckverbandes Ostangeln das Grundstück betreten, um die 
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 
 

 

§ 7 

Entstehen der Beitragspflicht 
 
1) Die Beitragspflicht entsteht für die über eine Anschlussleitung an die Wasserversorgungsanlage 
anzuschließenden Grundstücke (§ 3 Abs. 1) mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage vor dem Grundstück und der Herstellung des Grundstücksanschlusses, 
 
2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen 
Genehmigung. 
 
 

§ 8 

Vorauszahlungen 
 
Auf Beiträge können Vorauszahlungen bis zu 80 % gefordert werden, sobald mit der Ausführung 
begonnen wird. § 6 gilt entsprechend. Eine geleistete Vorauszahlung ist bei der Erhebung des endgültigen 
Beitrages gegenüber dem Schuldner des endgültigen Beitrags zu verrechnen. Die Vorauszahlungen 
werden von dem Wasserzweckverband Ostangeln nicht verzinst. 
 

 

 

§ 9 

Fälligkeit 
 
1) Die Beiträge oder die Vorauszahlungen werden durch Bescheid festgesetzt. 
Beitrag und Vorauszahlung werden einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 

 

 

 

3. Abschnitt 

Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse 

 

§ 10  

Entstehung des Erstattungsanspruches 
 

1) Stellt der Wasserzweckverband Ostangeln auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück 
einen weiteren Grundstücksanschluss oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht 
bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche einen eigenen 
Grundstücksanschluss an die zentrale öffentliche Wasserversorgungsanlage her (zusätzliche 
Grundstücksanschlüsse), so sind dem Wasserzweckverband Ostangeln die Aufwendungen für die 
Herstellung solcher zusätzlicher Grundstücksanschlüsse in der tatsächlich entstandenen Höhe zu 
erstatten. Entsprechendes gilt für Maßnahmen gem. § 13 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 6 der Satzung über den 
Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Abgabe von Wasser. Mit dem Antrag auf 
Herstellung bzw. Änderung einer bestehenden Leitung ist eine Vorauszahlung in Höhe von 80 % der 



voraussichtlich entstehenden Kosten zu entrichten. Der endgültige Erstattungsanspruch entsteht mit der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses. §§ 6 und 9 gelten entsprechend. 
2) Die Kosten für die Herstellung und Unterhaltung von Feuerlöscheinrichtungen auf öffentlichen Straßen 
und Plätzen trägt die jeweilige Gemeinde. 
 

 

 

 

 

4. Abschnitt 

 

Benutzung 

 

§ 11 

Benutzungsgebühren 

 

1) Der Wasserzweckverband Ostangeln erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung der 

Einrichtung zur Wasserversorgung einschließlich der Verzinsung des aufgewendeten Kapitals und der 

Abschreibungen Benutzungsgebühren. 

 

2) Die Benutzungsgebühren gliedern sich in Grundgebühren und Zusatzgebühren 

 

 

§ 12 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 

1) Die Grundgebühr wird nach Einheiten erhoben. 

Sie beträgt - ohne Berücksichtigung des Wasserverbrauches - je Einheit 66,00 € jährlich. 
 

Einheiten sind: 

a) jeder Anschluss an das Wasserversorgungsnetz (Hausanschluss etc.) 1,0 Einheit, 

    und jede weitere selbständige Wohneinheit 

 

    und außerdem zusätzlich für 
 

b) Ferienwohnungen, die eine selbständige Wohneinheit darstellen   0,5 Einheit, 

c) landwirtschaftliche Betriebe, Badebetriebe und alle 

   wasserintensiven Handels- und Handwerksbetriebe sowie alle 

   wasserintensiven sonstigen gewerblichen Betriebe     1,0 Einheit, 

d) Beherbergungsbetriebe je angefangene 20 Betten    1,0 Einheit, 

e) Erholungsheime, Alten- und Kinderheime je angefangene 20 Plätze  1,0 Einheit, 

f) Campingplätze und Sportboothäfen je 50 Stell- oder Liegeplätze  1,0 Einheit, 

g) Schulen je angefangene 50 Kinder       1,0 Einheit, 

h) Kindergärten je angefangene 25 Kinder     1,0 Einheit. 

 

Als selbständige Wohneinheit zählt die Zusammenfassung von Wohnraum, die den Inhaber in die Lage 

versetzt, in den ihm zur Verfügung stehenden Räumen einen eigenen Haushalt zu führen. Dieses ist in 

der Regel der Fall, wenn eine eigene Küche oder zumindest eine Kochgelegenheit und eine Toilette 

vorhanden sind. Es ist nicht erforderlich, dass die Wohnung einen selbständigen Zugang hat. Als 

gewerblicher Betrieb gilt jedes selbständig betreibbare auf eine bestimmte Branche ausgerichtete 

Unternehmen. Räume, die von öffentlichen Einrichtungen (Behörden, Kirchen usw.), privaten 

Vereinigungen und freiberuflich Tätigen (Ärzte, Anwälte, Architekten usw.) nicht für Wohnzwecke genutzt 

werden, sind wie gewerbliche Räume zu behandeln. Wasserintensiv sind alle Betriebe, die durch ihre 

betriebliche Tätigkeit mehr als 10 cbm Frischwasser im Jahr verbrauchen. Bei Zeltplätzen richtet sich die 

Zahl der Standplätze nach den am 15.07. eines jeden Jahres tatsächlich vorhandenen Standplätzen. Die 

monatliche Grundgebühr ergibt sich aus einem Zwölftel der Jahresgrundgebühr. Dieses gilt auch dann, 

wenn die Abnahme von Frischwasser nicht ganzjährig erfolgt (z.B. Saisonbetrieb). 

 

2) Die Zusatzgebühr der Benutzungsgebühr A wird nach der Menge des Wassers berechnet, das der 

Wasserversorgungsanlage entnommen wird. Sie wird in der Regel durch Wassermesseinrichtungen 



ermittelt. Als Anfangszählerstand für das folgende Jahr gilt der im Dezember des laufenden Jahres 

ermittelte Zählerstand. 

Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Wasser. Sie beträgt  0,51 € je cbm. 

 

3) Für die Nutzung der Hydrantenstandrohre wird eine Zusatzgebühr erhoben. 

Sie beträgt bei durchgehender Nutzung im Jahr 72,00 € 

und bei monatlicher Nutzung je Monat 12,00 €. 

Für die über Hydrantenstandrohre aus der Wasserversorgungsanlage entnommene Menge des Wassers 

wird eine Zusatzgebühr erhoben. Sie wird durch eine Wassermesseinrichtung ermittelt. 

Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Wasser. Sie beträgt 0,70 € je cbm. 

  

4) Für den Ein- und Ausbau von Weidezählern (Frühjahr/Herbst) wird eine Zusatzgebühr erhoben. Sie 

beträgt im Jahr 35,00 € 

Für die über Weidezähler aus der Wasserversorgungsanlage entnommene Menge des Wassers wird eine 

Zusatzgebühr erhoben. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter Wasser. 

Sie beträgt 0,60 € je cbm.  

 

5) Bauwasser wird, sofern es nicht über einen Wasserzähler abgerechnet wird, pauschal erhoben. Die 

Gebühr beträgt je angefangene 100 cbm umbauten Raumes nach DIN 277/50 18,00 €. 

 

6) Grundwasserentnahmeabgabe 

Die gesetzliche Grundwasserentnahmeababe (GruWAG) in Höhe von elf Cent je m³ auf das geförderte 

Rohwasser ist anteilig in dem Preis je m³ enthalten. 

Gewerbesteuerpflichtige Betriebe können eine Erstattung in Höhe von sechs Cent je m³ beantragen, 

sofern der Wasserverbrauch 1.500 m³ im Veranlagungsjahr übersteigt und der Gebührenpflichtige die 

sonstigen Voraussetzungen nach dem Grundwasserentnahmegesetz nachweist. 

 

§ 13 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Zeitpunkt in dem das Grundstück an die betriebsfertige 

Wasserversorgungsanlage angeschlossen ist. 

 

2) Die Gebührenpflicht endet zum Zeitpunkt, in dem der Anschluss an einer Hauptleitung entfällt bzw. die 

Wasserversorgungsanlage außer Betrieb genommen wird und dies dem Wasserzweckverband Ostangeln 

schriftlich mitgeteilt wird. 

 

§ 14 

Gebührenpflichtige 

 

1) Gebührenpflichtig ist, wer Eigentümer des Grundstücks oder Wohnungs- oder Teileigentümer ist. 

Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 
 

2) Bei Eigentumswechsel wird der neue Eigentümer vom Beginn des Vierteljahres an, das der 

Rechtsänderung folgt, zur Gebührenzahlung herangezogen, wenn der bisherige Eigentümer dem 

Wasserzweckverband Ostangeln den Eigentumswechsel nachweist. Der bisherige Eigentümer haftet 

gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren bis zum Ablauf des Kalenderjahres. 
 

3) Die Grundstückseigentümer haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderliche Auskünfte zu er-

teilen und zu dulden, dass Beauftragte des Wasserzweckverbandes Ostangeln das Grundstück betreten, 

um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 
 

§ 15 

Heranziehung und Fälligkeit 

 

1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über andere 

gemeindliche Abgaben verbunden werden kann. 



2) Die Gebühr wird nach der Menge des auf dem Grundstück im Vorjahr entnommenen Wassers vorläufig 

berechnet. Das Vorjahr wird gleichzeitig endgültig abgerechnet. Bestand im Vorjahr noch keine Gebühren-

pflicht oder hat sich der Benutzungsumfang seitdem wesentlich geändert, wird die zugrunde zulegende 

Wassermenge geschätzt. Bei Beendigung der Gebührenpflicht oder bei einem Wechsel des Gebühren-

pflichtigen wird unverzüglich die entnommene Wassermenge ermittelt und abgerechnet. 

 

3) Die Gebühr wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 

November fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahresbeträge sind innerhalb des 

nächsten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, wie der neue Bescheid noch nicht 

erteilt worden ist. 

 

4) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitspunkte innerhalb von 14 Tagen nach 

Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung der Gebührenpflicht endgültig 

festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides 

auszugleichen. Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen. 

 

 

 

§ 16 

Umsatzsteuer 

 

Die Gebühren und Beiträge unterliegen der Umsatzsteuer. Die in dieser Beitrags- und Gebührensatzung 

genannten Beträge sind Nettoentgelte im Sinne des Umsatzsteuergesetzes und unterliegen der 

Umsatzsteuer in Höhe der jeweils geltenden Steuersätze 

 

 

§ 17 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen § 5 Abs. 2 

und § 12 Abs. 3 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht duldet, dass Beauftragte des 

Wasserzweckverbandes Ostangeln das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 

festzustellen oder zu überprüfen. 

 

§ 18 

Datenschutzbestimmungen 

 

1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Beiträge, Gebühren sowie der 

öffentlich-rechtlichen Kostenerstattungsansprüche im Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist 

die Erhebung personenbezogener und grundstücksbezogener Daten gem. § 10 Abs. 4 in Verbindung mit 

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 des Landesdatenschutzgesetzes (LSDG) vom 30.10.1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 555) 

zulässig. 

Die Übermittlung der Daten erfolgt hinsichtlich: 

a) Name, Vorname und Anschrift durch -Auskünfte der Betroffenen, 

 -Auskünfte der Einwohnermeldeämter, 

  -Auskünfte der Grundsteuerakten. 

 

 

b) Grundstücks-/Flurbezeichnung, 

 Grundstücksbeschaffenheit, Lage, 

 Bebbauung des Grundstücks und 

 Eigentumsverhältnisse durch -Auskünfte der Betroffenen, 

   -Auskünfte der Katasterämter, 

   -Auskünfte der Grundbuchämter, 

   -Einsichtnahme in Flurkarten, Bauleitpläne, 

  -Auskünfte aus Bau- und Liegenschaftsakten 

   der Gemeinden und Ämter, 

  -Auskünfte von Erschließungsträgern, 

 



 

c) Angaben über den Wasserverbrauch durch -die vom Wasserzweckverband mit der Prüfung 

   und Ablesung der Wasserzähler Beauftragten, 

  -Auskünfte der Betroffenen. 

 
2) Die so übermittelten Daten dürfen vom Wasserzweckverband bzw. dem Amt Gelting als der vom Was-
serzweckverband beauftragten Verwaltungsstelle zum Zwecke der Beitrags- und Gebührenfestsetzung 
sowie zur Erhebung eines öffentlich-rechtlichen Kostenerstattungsanspruchs nach dieser Satzung sowie 
zum Zwecke der Beitrags- und Gebührenfestsetzung für die Abwasserentsorgung durch die Gemeinden 
des Wasserzweckverbandes weiterverarbeitet werden. 
Die Abgabenpflichtigen sind umgehend, spätestens mit Erteilung des nächsten Abgabenbescheides, über 
die Erhebung personenbezogener und grundstücksbezogener Daten sowie über Verbrauchsdaten, den 
Zweck der Erhebung und bei Übermittlung an Dritte über den Empfänger der Daten zu informieren. 

 

3) Die Verwendung von Datenträgern ist zulässig. 

 

 

 

 

§ 19 

Inkrafttreten  

 

 

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 7. Dezember 2001 

außer Kraft. 

 

 

 

 

Steinbergkirche, den 22. Januar 2024 

 

 

gez. Asmussen 

Verbandsvorsteher 
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